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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kirchen und religionspolitische Fragen

Eine Motion Wobmann (svp, SO) verlangt vom Bundesrat das Verbot der salafistischen
Organisation ,Lies!™ sowie anderslautender Organisationen mit gleicher Zielsetzung.
Diese Organisationen wirden gemeinhin mit der Verbreitung von dschihadistischem
Gedankengut in Verbindung gebracht und deren Verteilaktionen dienten in erster Linie
der Gewinnung junger Leute fur den Dschihadismus. Solche Entwicklungen seien
weitestgehend zu unterbinden, da sie weit Uber die Religionsfreiheit hinausgehen
wirden. Sollte dies nicht im Rahmen bestehender Bundesgesetze mdglich sein, sei
hierfir so bald als moglich eine entsprechende Grundlage zu schaffen.

Der Bundesrat indes beantragte die Ablehnung der Motion. Auch wenn das
Indoktrinierungspotenzial der ,Lies!"-Aktion bekannt sei, stelle eine Koran-Verteilaktion
fUr sich alleine genommen grundsatzlich keine Gefahr fur die Sicherheit der Schweiz
dar. Mit dem neuen Nachrichtendienstgesetz, welches am 1. September 2017 in Kraft
trat, ware grundsatzlich die Verhangung eines Organisationsverbotes moglich. Im Falle
von ,Lies!™ wirden aber entsprechende Belege flr die Bestatigung einer konkreten
Organisationsstruktur fehlen, weshalb kein explizites Verbot ausgesprochen werden
kdénne. Wollte man dennoch ein Verbot aussprechen, misste man jeweils nachweisen
koénnen, dass die betroffene Person ein explizites Mitglied der Organisation ist und
nicht etwa nur einer regularen Koranverteilung beisteht. Daher wirde der Bundesrat
auch eine rasche Revision des unklar formulierten Artikels 74 Absatz 2 NDG veranlassen,
damit die rechtlichen Voraussetzungen fur den Erlass eines Verbotes gegeben sind.
Zudem hatten die Kantone und Gemeinden, gestltzt auf die jeweilige kantonale
Gesetzgebung, noch immer die Moglichkeit, durch entsprechende Verweigerung der
polizeilichen Bewilligungen solche Standaktionen zu unterbinden. Daher bestehe
momentan keine Notwendigkeit, weitere gesetzliche Bestimmungen festzulegen.

Der Nationalrat indes kam dem Anliegen des Motionars nach und stimmte dem Vorstoss
mit 109 zu 64 Stimmen bei neun Enthaltungen zu, womit die Motion nun an den
Standerat als Zweitrat Gberwiesen wird. '

Die im September 2017 vom Nationalrat angenommene Motion Wobmann (svp, SO) fur
ein Verbot der salafistischen Organisation .,Lies!™ sowie anderslautender
Organisationen mit gleicher Zielsetzung sollte in der Frihjahrssession 2018 auch im
Standerat behandelt werden. Die SiK-SR kam dieser Debatte aber zuvor und beantragte
bereits in ihrem Bericht vom Januar 2018 einstimmig die Sistierung der Behandlung
gemass Art. 87 Abs. 3 ParlG. Die Kommission hatte im Rahmen ihrer Beratung
festgestellt, dass die Moglichkeiten fur ein Verbot von Aktionen der erwahnten
Organisationen - wie auch bereits der Bundesrat in seiner Stellungnahme erlautert
hatte - auf Kantons- und Gemeindeebene gegeben sind. Da diese Thematik aber
weiterreichende Effekte mit sich bringe, stelle sich nun doch die Frage, ob man die
Rechtsvorschriften und Massnahmen auf der Bundesebene ausweiten wolle. Daher
wolle die Kommission zunachst den flur das Frihjahr 2019 angesetzten Entwurf des
Bundesgesetzes uUber polizeiliche Massnahmen zur Bekdmpfung von Terrorismus
abwarten und die vorliegende Motion in diesem Zusammenhang beraten. Die
Aussetzung des Geschéftes fur mindestens ein Jahr wurde im Stédnderat ohne
Diskussion durchgesetzt. Damit diese aber vollends in Kraft tritt, muss das Geschaft
nochmals an den Nationalrat zurlickgegeben werden, da auch dessen Zustimmung
benotigt wird. 2

Mit einer Motion Addor (svp, VS) sollte der Bundesrat beauftragt werden, die gesetzliche
Grundlage fur ein Verbot der Finanzierung von Moscheen und islamischen
Gebetsraumen durch Staaten, die Terroristen unterstiitzen und die Menschenrechte
verletzen, zu schaffen. Als Stein des Anstosses - einer unter vielen, wie Addor betonte -
fUhrte der Motionar die Er6ffnung des Museums flr islamische Zivilisation in La Chaux-
de-Fonds an. Wie bei vielen anderen Projekten stelle sich auch hier die Frage nach dem
Ursprung der finanziellen Mittel. Es sei bis anhin bekannt, dass viele muslimische
Einrichtungen direkt oder indirekt Gber Lander wie die Tirkei oder die Golfstaaten
finanziert wirden; darunter beféanden sich auch Staaten, welche terroristische
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Organisationen unterstitzten oder im Verdacht stinden, die Menschenrechte nicht
einzuhalten. Des Weiteren bestehe ein wesentliches Problem darin, dass das
Einbringen eines fundamentalistischen und politischen Islams Uber die finanzielle
Unterstltzung durch diese Lander die innere Sicherheit der Schweiz geféahrde, da der
nationale Zusammenhalt sowie die nationale Identitat durch den wachsenden
Kommunitarismus bedroht seien. Gerade zum Schutz der eigenen Souveranitat sei es
essentiell, Uber entsprechende Mittel und zuallererst Uber die gesetzlichen Grundlagen
zur ldentifikation dieser Geberstaaten zu verfigen.

Der Bundesrat erladuterte in seiner Stellungnahme, dass er sich der Risiken fur die
innere Sicherheit und den Religionsfrieden, die vom religidsen Extremismus ausgingen,
durchaus bewusst sei, empfahl die Vorlage aber dennoch zur Ablehnung. Mit Verweis
auf die Stellungnahme zur Motion Quadri betonte Bundesratin Sommaruga, dass es
bereits verschiedentliche Grundlagen hinsichtlich der Beké&mpfung dieses Phdnomens
gebe, welche juristisch zugesichert wirden. Spezifische bundesrechtliche Grundlagen
zur systematischen Erfassung von Geldquellen der muslimischen Gemeinschaft gebe es
zwar keine, die Identifizierung dieser Quellen sei hingegen gestutzt auf Art. 5 ZNDG
moglich.  Zudem kénne sich der Bund auch auf allgemein zugangliche
Informationsquellen stitzen. Des Weiteren wurde die Bundesratin nicht mude zu
betonen, dass religionspolitische Fragen klar dem Zustandigkeitsbereich der Kantone
zugeordnet seien. In jenen Kantonen, die bereits rechtliche Voraussetzungen fur die
Anerkennung anderer Religionsgemeinschaften geschaffen hatten, bestliinden bereits
solche Transparenzvorschriften. Ein abschliessender Kritikpunkt an der Vorlage galt
deren ausschliessendem Charakter: Mit der Motion wirde das Finanzierungsverbot
ausschliesslich die muslimischen Gemeinschaften erfassen und berge folglich auch die
Gefahr, eine ganze Religionsgemeinschaft unter Generalverdacht zu stellen.

Die bundesratlichen Argumente schienen die Nationalratinnen und Nationalrate eher
Uberzeugt zu haben und so stimmten diese, ohne weitere Wortmeldungen, mit 96 zu 90
Stimmen bei sieben Enthaltungen gegen den Vorstoss. *

In ihrem Bericht vom Mai 2018 machte die SiK-NR geltend, dass sie sich den
Erwagungen sowohl ihrer Schwesterkommission als auch deren Rates anschliesse, und
beantragte dem Nationalrat einstimmig (24 zu O Stimmen), die Behandlung der Motion
Wobmann (svp, SO) zum Verbot der salafistischen Organisation . Lies!™ zu sistieren. Sie
erachte es als sinnvoll, zunachst den Entwurf eines Bundesgesetzes lber polizeiliche
Massnahmen zur Bekdmpfung von Terrorismus (PMT) abzuwarten, welcher im Frihjahr
2019 unterbreitet werden soll. Den Kantonen und Gemeinden stehe es bis dahin offen,
Uber ein allfalliges Verbot solcher Aktionen zu befinden. Der Nationalrat gab dem Antrag
in der Sommersession 2018 stillschweigend statt, womit die Behandlung der Motion fur
mehr als ein Jahr ausgesetzt wird. *

Nachdem die Behandlung der Motion Wobmann (svp, SO) auf Antrag des Standerates fiir
rund 1.5 Jahre ausgesetzt worden war, nahm sich der neu zusammengesetzte Standerat
in der Wintersession 2019 neuerlich dem Verbot der salafistischen Organisation
«Lies!» an und machte damit kurzen Prozess, indem er stillschweigend seine
Ablehnung kundtat. Die SiK-SR hatte sich bereits im November mit 6 zu 1 Stimmen bei 4
Enthaltungen fur eine Ablehnung ausgesprochen, da zwischenzeitlich die abgewarteten
Entwirfe zu den Bundesratsvorlagen 19.032 und 18.071vorlagen, die eine in ihren Augen
ausreichende Verstéarkung der praventiven Polizeimassnahmen gegen Terrorismus und
Verscharfung der strafrechtlichen Massnahmen zusicherten. Der Motionar gab dennoch
zu bedenken, dass es sich bei der «Lies!»-Verteilaktion nicht etwa um unbedenkliche
«Give-aways» handle, sondern um einen Ort der Radikalisierung. Den
wahrgenommenen Rlckgang der «Lies!»-Blicher auf den Strassen dirfe man nicht
félschlicherweise als ein Erldschen der Promotionsaktivitdten verstehen - im
Gegenteil: Die politische Bekampfung der «Lies!»-Promotion habe bisweilen lediglich
eine Namensanderung der Aktion in «Koran-Botschaften» bewirkt - was hinsichtlich
des Vorstosses aber keinen Unterschied mache, da die vorliegende Motion auch solche
Eventualitdten berlcksichtigt habe. Zudem konnte Walter Wobmann nicht
nachvollziehen, weshalb der Bundesrat hinsichtlich dieser Blicher zu einer anderen
Einschatzung gelangt sei als die Nachbarlander der Schweiz, welche ein Verbot solcher
Verteilaktionen ausgesprochen hatten. Die anwesende Bundesratin Amherd beteuerte,
der Bundesrat habe nie gesagt, dass es keinen Handlungsbedarf gebe, jedoch sei fur ihn
klar, dass man mit den neuen Bundesratsvorlagen genligend gesetzgeberische
Instrumente zur Hand habe, um diesen Entwicklungen vorzubeugen. °
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